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Beschluss 
des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung 
beraten und beschlossen: 

Gesetzentwurf der Staatsregierung 

Drs. 16/2815, 16/3954 

Gesetz zur Änderung des Bayerischen Wohnungsbin-
dungsgesetzes und des Bayerischen Wohnraumförde-
rungsgesetzes 

§ 1 

Das Gesetz zur Sicherung der Zweckbestimmung von Sozi-
alwohnungen in Bayern (Bayerisches Wohnungsbindungs-
gesetz – BayWoBindG) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 23. Juli 2007 (GVBl S. 562, ber. S. 781, 
BayRS 2330–3–I) wird wie folgt geändert: 

1. In der Inhaltsübersicht wird die Überschrift zu Art. 35 
durch den Klammerhinweis „(aufgehoben)“ ersetzt. 

2. Art. 4 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 2 wird die Zahl „12 000“ durch die 
Zahl „14 000“, die Zahl „18 000“ durch die 
Zahl „22 000“ und die Zahl „4 100“ durch die 
Zahl „4 000“ ersetzt. 

bb) In Satz 3 wird die Zahl „500“ durch die Zahl 
„1 000“ ersetzt. 

b) Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) 1Für Gebiete mit erhöhtem Wohnungsbedarf 
(Art. 5) kann die zuständige Stelle abweichend von 
Abs. 1 durch Rechtsverordnung eine höhere Ein-
kommensgrenze, höchstens jedoch bis zu den in 
Art. 11 BayWoFG genannten Beträgen, bestim-
men, wenn auf Grund der örtlichen und regionalen 
wohnungswirtschaftlichen Verhältnisse durch sons-
tige belegungsrechtliche Maßnahmen 
1. Haushalte mit Schwierigkeiten bei der Wohn-

raumversorgung nicht hinreichend berücksich-
tigt oder 

2. sozial stabile Bewohnerstrukturen nicht ge-
schaffen oder erhalten 

werden können. 2Die Geltungsdauer der Rechts-
verordnung ist auf höchstens fünf Jahre zu befris-
ten; die Rechtsverordnung ist aufzuheben, soweit 
die Gebietseigenschaft nach Art. 5 nicht mehr be-
steht.“ 

3. Dem Art. 34 wird folgender Abs. 3 angefügt: 

„(3) 1Ist in einer Förderentscheidung nach 

1. §§ 88 bis 88d des Zweiten Wohnungsbaugesetzes 
auf die Einkommensgrenze nach § 25 Abs. 2 des 
Zweiten Wohnungsbaugesetzes, 

2. §§ 88 bis 88d des Zweiten Wohnungsbaugesetzes 
in Verbindung mit § 46 Abs. 2 des Wohnraumför-
derungsgesetzes auf die Einkommensgrenze nach 
§ 9 Abs. 2 des Wohnraumförderungsgesetzes, 

3. dem Wohnraumförderungsgesetz auf die Einkom-
mensgrenze nach § 9 Abs. 2 des Wohnraumförde-
rungsgesetzes oder 

4. dem Bayerischen Wohnraumförderungsgesetz auf 
die Einkommensgrenze nach Art. 4 Abs. 1 dieses 
Gesetzes in der bis zum 30. April 2010 geltenden 
Fassung 

Bezug genommen, findet an Stelle der danach be-
stimmten Einkommensgrenze die Einkommensgrenze 
nach Art. 4 Abs. 1 in der ab 1. Mai 2010 geltenden Fas-
sung Anwendung. 2Satz 1 gilt nicht, wenn in der För-
derentscheidung für alle oder einen Teil der Wohnun-
gen eine gegenüber den Einkommensgrenzen nach 
Satz 1 Nrn. 1 bis 4 angehobene Einkommensgrenze be-
stimmt ist.“ 

4. Art. 35 wird aufgehoben. 
 

§ 2 

Das Gesetz über die Wohnraumförderung in Bayern (Baye-
risches Wohnraumförderungsgesetz – BayWoFG) vom 10. 
April 2007 (GVBl S. 260, BayRS 2330-2-I), geändert durch 
§ 2 des Gesetzes vom 22. Dezember 2009 (GVBl S. 630), 
wird wie folgt geändert: 

1. In Art. 5 Abs. 2 Nr. 2 wird das Wort „fünften“ durch 
das Wort „zehnten“ ersetzt. 

2. Art 24 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 Nr. 4 werden die Worte „§ 88e Abs. 2, 3 
und 5 Satz 2 Nr. 1“ durch die Worte „§ 88e Abs. 2 
und 3“ ersetzt. 

b) In Satz 3 Halbsatz 2 werden die Worte „an dessen 
Stelle die Einkommensgrenze des Art. 5“ durch die 
Worte „Art. 34 Abs. 3“ ersetzt. 
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§ 3 

Dieses Gesetz tritt am 1. Mai 2010 in Kraft.     

Die Präsidentin 

I.V. 

Franz Maget 

II. Vizepräsident 
 


